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SACHVERHALT

Im Zuge der Novellierung des Hochschulrahmengesetzes will die Bundesregierung die Gefährdung der Chancengleichheit des Hochschulzugangs sowie eine Beeinträchtigung des konzentrierten Studiums der sozial und finanziell schlechtergestellten Studierenden verhindern und damit die deutschen Hochschulen „für das 21. Jahrhundert fit machen“.

Nach der Auffassung der Bundesregierung sei es eine „legitime Aufgabe des Bundesgesetzgebers, gleichwertige Lebensverhältnisse, d.h. gleiche Studienbedingungen im Bundesgebiet, durch die Feststellung zu sichern, daß Studiengebühren bundeseinheitlich nicht erhoben werden.“ Darüber hinaus plant die Bundesregierung zur Entwicklung der Raumfahrttechnik die Errichtung einer Forschungseinrichtung, die mit dem Schwerpunkt auf dem genannten Fachgebiet als Technische Universität (TU) errichtet wird.

Die Bundesregierung legt deshalb einen Gesetzentwurf für ein „Hochschulrahmengesetz“ (HRGE) vor. Darin sind u. a. folgende Regelungen vorgesehen:

§ 1

Für ein Studium bis zum ersten berufsqualifizierenden Abschluß und für ein Studium in einem konsekutiven Studiengang, der zu einem weiteren berufsqualifizierenden Abschluß führt, werden Studiengebühren nicht erhoben.

§ 2

In der Stadt L wird unverzüglich eine bundeseigene Technische Universität für Raumfahrttechnik errichtet. Diese Universität dient als wissenschaftliche Hochschule der Forschung und Lehre und wird als eine bundesunmittelbare Körperschaft gem. Art. 87 Abs. 3 GG betrieben.

In dem Land S, in dem die geplante Hochschule errichtet werden soll, stößt das Vorhaben auf Widerstand. Gerade hier wollte die Landesregierung sozialverträgliche Studiengebühren erheben, um damit die Studienbedingungen zu verbessern. Die Landesregierung ist der Ansicht, das geplante Gesetz wäre jedenfalls verfassungswidrig, denn der Bund habe keine Gesetzgebungskompetenz sowohl zur Erhebung von Studiengebühren als auch zur Errichtung von Hochschulen. Sie will bereits den Gesetzentwurf vor dem Bundesverfassungsgericht angreifen.

Erstatten Sie ein Gutachten zur Verfassungsmäßigkeit des geplanten Gesetzes und zu den prozessualen Möglichkeiten der Landesregierung, indem sie folgende Fragen beantworten:

1. Ist der Gesetzentwurf verfassungsmäßig ?

2. In welchem Verfahren könnte die Landesregierung vor dem BVerfG erfolgreich sein 
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GUTACHTEN

1. Frage: Ist der Gesetzentwurf mit dem Grundgesetz vereinbar ?

Der Entwurf zum Hochschulrahmengesetz ist verfassungswidrig, wenn er formell oder materiell gegen das Grundgesetz verstößt.

A) Verfassungsmäßigkeit des § 1 HRGE

                                      I. Formelle Verfassungsmäßigkeit

Fraglich ist hier, ob der Bundesregierung die Gesetzgebungskompetenz für den angegriffenen Paragraphen überhaupt zusteht. Der § 1 HRGE muß sich folglich unter eine im Grundgesetz geregelte Gesetzgebungskompetenz des Bundes subsumieren lassen.
1.) Grundsätzliche Zuständigkeit der Länder nach Art. 70 GG

Grundsätzlich haben die Länder gemäß Art. 70 I GG
 das Recht zur Gesetzgebung, sofern nicht eine Bundeszuständigkeit durch das Grundgesetz begründet ist.  Die Art. 71ff. regeln die Fälle, in denen dieses Recht dem Bund zusteht. 

2.) Ausschließliche Gesetzgebungszuständigkeit gemäß Art. 71 GG

a) Der Kompetenzkatalog des Art. 73 GG und Spezialzuweisungen

Es könnte eine ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes vorliegen. Eine ausschließliche Kompetenz des Bundes kann sich aus den in Art. 73 I enumerierten Sachgebieten, sowie aus Art. 105 I und speziellen Einzelzuweisungen zB. aus Art. 4 III S. 2, 21 III oder 38 III, ergeben.  Eine Kompetenz für das Hochschulrahmengesetz (HRG) läßt sich dort jedoch nicht festmachen. Eine ausdrücklich geschriebene, ausschließliche Bundeskompetenz scheidet somit von vornherein aus. 

b) Bundeskompetenz kraft Natur der Sache
Es könnte eine Kompetenz kraft Natur der Sache, nach der eine M

Materie begriffsnotwendig
 nur durch Bundesgesetz geregelt werden kann, in Betracht kommen. Eine reine Zweckmäßigkeit der beabsichtigten bundesrechtlichen Regelung ist jedoch nicht ausreichend
. Regelungen zum Hochschulwesen stellen keine der partikularen Gesetzgebungszuständigkeit der Länder von vornherein entrückte Materie dar. Eine Bundeskompetenz kraft Natur der Sache kann nicht angenommen werden
.

c) Annexkompetenz

Zu prüfen wäre weiterhin, ob eine Annexkompetenz des Bundes vorliegen könnte. Annexkompetenzen beziehen sich auf Materien, die in den Katalogen zur Verteilung der Gesetzgebungsbefugnisse angesprochen sind, ein in Rede stehendes Regelungsproblem als solches aber nicht unmittelbar erfassen
. “Unlösbar” zusammenhängende Regelungsbereiche dürften nicht verschiedenen Gesetzgebern überlassen werden. Wie schon unter I. 1. a. festgestellt wurde, besteht keine geschriebene Kompetenz des Bundes. Somit entfällt auch eine Anhangskompetenz.   

d) Kompetenz kraft Sachzusammenhangs

Weiterhin muß geprüft werden, ob eventuell eine Kompetenz kraft Sachzusammenhangs bestehen könnte. Sie wäre anzunehmen, wenn eine dem Bund ausdrücklich zugewiesene Materie “verständigerweise” nicht geregelt werden könne, ohne daß damit zugleich eine nicht ausdrücklich dem Bund zugewiesene Materie mitgeregelt wird
. Es geht hier vor allem um ein Übergreifen in einen weiteren Sachbereich. Da jedoch schon festgestellt wurde, daß keine ausdrückliche Zuweisung der Materie an den Bund besteht, entfällt auch diese Möglichkeit zur Kompetenzausübung
.

3.) Konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit gemäß Art. 72 GG

a) Der Kompetenzkatalog der Art. 74, 74a GG  

Um das konkurrierende Gesetzgebungsrecht aus Bundessicht ausüben zu können, müsste sich der zu regelnde Gegenstand unter einen der in Art. 74, 74a und 105 II aufgeführten Kompetenztitel subsumieren lassen. Fraglich ist, ob es sich bei dem vorliegenden HRGE um ein Sachgebiet des Art. 74 I Nr. 13 handelt. Namentlich werden in Nr. 13 die Regelung von Ausbildungsbeihilfen sowie Förderung wissenschaftlicher Forschung erwähnt. Für den hier geprüften § 1 des HRGE käme die erste Variante in Betracht. Art. 74 Nr. 13 1. Variante verleiht dem Bund die Kompetenz, die individuelle Ausbildungsförderung für den gesamten Bildungsbereich einheitlich zu regeln
. Das Verbot der Erhebung von Studiengebühren kann man allerdings nicht als zur Materie der individuellen Ausbildungsförderung zugehörig ansehen.   

Eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes aufgrund der Kompetenzkataloge scheidet somit aus.

b) Annexkompetenz und Kompetenz kraft Sachzusammenhangs

Eine Annahme dieser unter I. 2. c. und d. erläuterten Möglichkeiten zur Kompetenzausübung durch den Bund scheitern von vornherein daran, daß sich der § 1 HRGE einer Einordnung unter die Sachkataloge und Einzelzuweisungen für die konkurrierende Gesetzgebung entzieht
. 

4.) Kompetenz zur Rahmengesetzgebung gemäß Art. 75 GG

a) Sachgebiet des Art. 75 I GG

Nachdem feststeht, daß vorliegend weder eine ausschließliche noch eine konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes gegeben ist, kann der § 1 des HRGE nur noch dann unter Beachtung grundgesetzlich festgesetzter Gesetzgebungskompetenzen zustande kommen, wenn der Bund für die im Entwurf geregelte Materie die Rahmenkompetenz nach Art. 75 GG besitzt. Dazu müsste dem Bund die Kompetenz zum Erlaß eines Hochschulrahmengesetzes im Art. 75 gewährt worden sein. Einzig in Frage käme hier Art. 75 I Nr. 1a, der dem Bund das Recht zur Rahmengesetzgebung für die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens zuerkennt. Der § 1 des HRGE verbietet Studiengebühren im Erststudiengang und für einen konsekutiven, also anschließenden, Aufbaustudiengang. Die beabsichtigten Regelungen lassen sich thematisch unter Art. 75 I Nr. 1a subsumieren
.

b) Die Erforderlichkeitsklausel in Art. 72 II GG

aa) Justitiabilität der Erforderlichkeit aus Art. 72 II GG

Die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes ist in diesem Fall aber auch vom Vorliegen materieller Voraussetzungen abhängig, die in Art. 72 II geregelt sind. Problematisch in diesem Zusammenhang ist die Frage nach einer Erforderlichkeit für bundesgesetzliche Regelungen, die Art. 72 II für die Ausübung der Bundesgesetzgebung in diesem Bereich zwingend vorschreibt. Die Grundgesetznovelle vom 27.10.1994
 ersetzte die bisherige “Bedürfnisklausel” des Art. 72 II a.F. durch eine “Erforderlichkeitsklausel”. Es fand somit eine Einschränkung der Bundeskompetenz nicht nur dem Grunde nach, sondern auch bezüglich des Umfangs (“wenn und soweit”) statt
. Ziel der Gemeinsamen Verfassungskommission  war eine “Präzisierung, Konzentrierung und Verschärfung” der Anforderungen an eine Bundeskompetenz mit dem Ziel, die gerichtliche Bewertbarkeit der Bedürnisklausel durch das BVerfG zu verbessern
. Zudem sollte auch der extensiven Auslegung der Bedürfnisklausel in Art. 72 II durch das BVerfG zugunsten des Bundes entgegengewirkt werden
. Die Beurteilung der Frage nach dem Bedürfnis einer bundesgesetzlichen Regelung war somit eine Frage politischen Ermessens des Bundesgesetzgebers, ihrer Natur her nicht justitiabel und einer Nachprüfung durch das BVerfG grundsätzlich entzogen
. Der Bundesgesetzgeber verfügte insoweit über eine “Einschätzungsprärogative” für das Vorliegen eines Bedürfnisses
. Nach der Neufassung entsteht für den Bund die Notwendigkeit, die Voraussetzungen seines Gesetzgebungsrechts für den konkreten Einzelfall zu begründen
. Der Begriff der Erforderlichkeit, übernommen aus Nr. 3 der alten Regelung, rückt jetzt ins Zentrum der Norm. Durch die Neueinführung der Erforderlichkeitsklausel wird die verfassungsrechtliche 
Prüfung an  das aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz bekannte Gebot der Auswahl des mildesten Mittels angelehnt
. Teils wird eine Anwendung dieses Grundsatzes relativiert
, da das Denken in “Freiheit” und “Eingriff” nach Ansicht des BVerfG
 sich nicht allgemein auf die von Staatlichkeit und Gemeinwohlorientierung geprägte bundesstaatliche Kompetenzordnung übertragbar ist. Dem Bund dürfe nicht die Beweislast für die Notwendigkeit bundesgesetzlicher Regelung aufgebürdet werden, das politische Gestaltungselement nicht ausgeklammert bleiben
. Dementgegen wird angeführt, daß Art. 72 II wegen seiner Eigenschaft als lex specialis eine Ausnahme zur allgemeinen Regel darstellt
 und der neue Erforderlichkeitsbegriff eine weitere Auszehrung von Länderkompetenzen verhindern sollte
.   Zumindest aber findet eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne (Proportionalität) nicht statt
. Diese zweiten Ansicht scheint aus den genannten Gründen vorzugswürdig, da der Begriff der Erforderlichkeit erkennbar ins Zentrum des Art. 72 II gerückt wurde.

bb) Das Vorliegen gesamtstaatlichen Interesses

Unstreitig ist das Erfordenis des gesamtstaatlichen Interesses. Es wird der Bund durch Art. 72 II auf zwei alternative Voraussetzungen für eine Begründung bundesgesetzlicher Regelung beschränkt. Das ist zum einen die “Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet” und zum anderen die “Wahrung der Rechts und Wirtschaftseinheit”, soweit diese im gesamtstaatlichen Interesse liegen. Für den § 1 HRGE könnten beide Alternativen einschlägig sein. Sie sind im folgenden zu prüfen. 

Der Tatbestand “Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse” betrifft Fälle, in denen dieses Ziel durch Bundesgesetze mit sachlicher Differenzierung nach regionalen Gesichtspunkten verwirklicht werden soll
. Da aber § 1 HRGE keine regionale oder sachliche Differenzierung enthält, fällt er auch nicht unter die erste Alternative von Art. 72 II
. Daß die Bundesregierung sich auf die Schaffung “gleichwertiger Lebensverhältnisse” beruft ist deshalb ohne Belang, weil es nicht auf die Formulierung der Absichten, sondern ausschließlich auf die tatsächlichen Regelungen ankommen kann.  

§ 1 HRGE beabsichtigt eine bundesweite Vereinheitlichung der Studienbedingungen in Bezug auf die Erhebung von Studiengebühren. 

Es kann sich somit nur noch um eine Regelung zur Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit handeln. “Rechtseinheit”, welche hier einzig 
in Betracht kommt, bedeutet das Gelten gleicher Rechtsnormen für die gleiche Angelegenheit im ganzen Bundesgebiet
. Der Begriff “Wahrung” muß auch in einem dynamischen Sinne verstanden werden, nicht nur die Aufrechterhaltung umfassend, sondern auch die Schaffung von Einheitlichkeit
. Da durch rechtseinheitliche Regelungen stärker in die föderale Vielfalt eingegriffen wird, sind an eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur “Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit” materiell höhere Anforderungen zu stellen
 als an die erste Tatbestandsalternative des Art. 72 II. Obwohl die Wahrung von Rechts- und Wirtschaftseinheit  grundsätzlich im gemeinstaatlichen Interesse liegt und auch weiterhin diesbezüglich ein Einschätzungsvorrang des Bundesgesetzgebers anzunehmen ist
, muß dieser verstärkt föderative Gesichtspunkte berücksichtigen
. Die von der Bundesregierung formulierte Absicht, gleichwertige Studienbedingungen für finanziell Schwache und Finanzkräftige zu garantieren, könnte im gesamtstaatlichen Interesse liegen. Bei der Prüfung des gesamtstaatlichen Interesses im Sinne des Art. 72 II sind die Struktur- und Wertentscheidungen des Grundgesetzes zu berücksichtigen
. Konkret handelt es sich dabei um das aus dem Bundesstaatsprinzip abgeleitete Gebot zur Wahrung der Bundesstaatlichkeit, das Gebot der Erhaltung der Handlungsfähigkeit des Gesamtstaates und das Postulat der Erhaltung der Wirksamkeit des Rechts, welches sich aus dem Rechtsstaatsgebot in Art. 20 III ableiten läßt
. Die (beabsichtigte) Erhebung von Studiengebühren in verschiedenen Ländern könnte eine Eingreifen des Bundes erforderlich machen. Wie festgestellt, besitzt der Bundesgesetzgeber diesbezüglich einen Einschätzungsvorrang
. Es soll Rechtseinheit durch das Verbot von Studiengebühren aufgrund bundeseinheitlicher Regelung geschaffen werden. Die besondere Bedeutung der Rechtseinheit ist vor allem ihre Integrationsfunktion, die aus der rechtlichen Gleichbehandlung aller Bürger in privaten wie in öffentlichen Lebensbereichen resultiert. Jedoch müssen besondere Gründe 
hinzutreten, die die Rechtseinheit nicht als reinen Selbstzweck erscheinen lassen, sondern als Mittel zum weiterreichenden Zweck
. Unter Gewährung gewisser Prognosespielräume hinsichtlich der Wirksamkeit der Regelung ist der Bund sogar in der Verantwortung gegenüber den Bürgern, denen er grundrechts- und sozialstaatsverpflichtet ist
. Die von der Bundesregierung intendierte Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse, die Bezug nimmt auf das Sozialstaatsprinzip aus Art. 20 I  könnte dafür ausreichen. Die Erhebung von Studiengebühren würde, ohne entsprechende Ausgleichsmaßnahmen, sicherlich zu einer Benachteiligung finanziell schwacher Studierender führen. Zugleich könnte sie eine bestehende Rechtseinheit und eine gleichmäßige Gewährleistung gleicher Bildungschancen  in Frage stellen. Fraglich ist, ob es nicht ein milderes Mittel gleicher Wirksamkeit gegeben hätte. Konkret betrifft das die Frage, ob die Erforderlichkeit entfiele, wenn die Länder durch erfolgreiche Selbstkoordination, wie zum Beispiel Staatsverträge, zum gleichen Ergebnis kommen würden. Da im vorliegenden Fall jedoch ein solch geschlossenes Vorgehen mehrerer Länder nicht ersichtlich ist kann von einer weiteren Problemerörterung Abstand genommen werden. Die Bundesregierung zielt in ihren Erwägungen somit nicht auf die Erforderlichkeit der Rechtseinheit per se ab, sondern auf den übergeordneten Schutz vor Ausgrenzung sozial Schwacher. Ein gesamtstaatliches Interesse wurde durch den Beurteilungsvorrang des Bundes und dessen Begründung hinreichend festgestellt. Eine evidente Mißachtung von Strukturbestimmungen und Wertentscheidungen aus Art. 20  läßt sich nicht feststellen. Eine bundesgesetzliche Regelung ist unter Beachtung des Entscheidungsvorrangs der Bundesregierung gemäß Art. 72 II erforderlich
. 
cc) Ausfüllbarkeit der Rahmenregelung gemäß Art. 75 II GG

Rahmenvorschriften des Bundes können für die in Art. 75 I geregelten Materien erlassen werden. Sie sind dann innerhalb einer bundesgesetzlich zu bestimmenden Frist gemäß Art. 75 III durch eigene Regelungen auszufüllen
.  Fraglich ist im vorliegenden Fall, ob sich der Gesetzgeber in den ihm von Art. 75 I Nr. 1a vorgegebenen Grenzen “allgemeiner Grundsätze” gehalten hat. So bestehen für eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes vier normative Grenzen: Sie könne nur einen “Rahmen” im Sinne der Rahmengesetzgebung des Grundgesetzes darstellen; dieser Rahmen dürfe nur soweit gehen, als ein “Erfordernis” im Sinne des Art. 72 II besteht; durch ein Rahmengesetz dürfen nur “Grundsätze” für das Hochschulwesen erlassen 
werden; diese Grundsätze dürfen nur “allgemeiner Natur” sein
. Für die Rahmengesetzgebung im allgemeinen gibt es bereits profilierte, vom BVerfG aufgestellte Erfordernisse. So dürfe der Bund nur Teilregelungen, keine Gesamtregelung vornehmen, und zwar so, daß die Bundesregelung nicht für sich allein bestehen kann, sondern darauf angelegt sein muß, durch Landesgesetze ausgefüllt zu werden
. Die Bundesregelung dürfe keineswegs erschöpfend sein und das, was den Ländern zu regeln übrig bleibt, muß substantielles Gewicht haben
. Einschränkend wird ergänzt, daß Rahmenregelungen nicht in allen Bestimmungen, wohl aber als Ganzes auf die Ausfüllung durch Landesgesetzgebung hin angelegt sein müssen
. Problematisch erscheint vor allem die Auslegung des sich einer exakten Normierung entziehenden Begriffes “allgemeiner Grundsätze”. Es wird vertreten, daß “allgemeine Grundsätze” quantitativ aufzufassen sind, sich der Gesetzgeber bei einem Gesetz nach Art. 75 I Nr. 1a  lediglich noch mehr zurückhalten müsse, als bei einem normalen Rahmengesetz
. Eine Gegenmeinung besagt, daß auf keinem Gebiet Einzelheiten normiert werden dürfen, wie dies bei gewöhnlichen Rahmengesetzen durchaus zulässig wäre, denn Einzelheiten könnten ihrer Natur nach nicht “allgemein” sein
. Verfassungsrechtliche Bedenken hinsichtlich detaillierter Regelungen des Hochschulrahmengesetzes wurden vielfach geäußert
.

Durch den nach der Grundgesetzänderung von 1994 eingefügten Absatz 2 des Art. 75 wurden die Anforderungen noch verschärft. Demnach dürfen Detail- oder unmittelbar geltende Regelungen vom Bund nur in Ausnahmefällen erlassen werden. Die Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes wurde in ihrer Grundstruktur geändert und ähnelt nunmehr einer “Richtlinienkompetenz”
. Letztendlich sollen die Länder den vom Bund vorgegebenen Rahmen mit ihrer Gesetzgebung ausfüllen
. Insgesamt sollten die Anforderungen an eine Tätigkeit des Bundesgesetzgebers 
generell verschärft werden. Im vorliegenden Fall steht in Frage, ob der Bund das Recht hat, eine so weitreichende und tief in die Hochschulpolitik der Länder eingreifende Regelung zu treffen, wie es ein generelles und undifferenziertes Verbot von Studiengebühren darstellt. Hierzu wird vertreten, daß für die Gleichheit der Bildungschancen und die Freizügigkeit im Hochschulwesen dem Bund das Recht zur Detailregelung gewährt werden müsse
. Zudem sollten unmittelbar geltende Regelungen dort eröffnet sein, wo es um die Grundrechte des Bürgers ginge. Die fortschreitende Vereinheitlichung des Bundesstaates geschehe aufgrund grundrechtlicher Verantwortung. Rechtszersplitterung erschwere die Verwirklichung von Grundrechten
. Diese Argumente scheinen zunächst zu überzeugen, ist man doch leicht geneigt, zentralistischen Tendenzen gegenüber weitgefächerten und divergierenden Landesregelungen den Vorzug zu gewähren. Es sollte jedoch nicht übersehen werden, daß eine zunehmende Unitarisierung nicht zwangsläufig geeigneter ist, den Grundrechten der Bürger gerecht zu werden. Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen wird durch unterschiedliche Landesgesetzgebung nicht ausgeschlossen
.  Es muß somit auch der innerstaatlichen Vielfalt und föderativen Wettbewerbsfähigkeit entsprechender Raum gelassen werden
. Somit scheint es äußerst zweifelhaft, ob sich die Bundesregierung bei ihrem § 1 des HRGE wirklich auf  einen “Ausnahmefall” nach Art. 75 II berufen kann. Insbesondere läßt der Begriff “Verbot” nicht das geforderte
 hohe Maß an Bedürftigkeit und Möglichkeit zu weiterer Ausfüllung. Er greift zu weit. Prinzipiell sollte auch eine Konsens zwischen den Ländern und dem Bund gefunden werden können. Insbesondere die Intentionen der Länder zur Erhebung von Studiengebühren, nämlich Verbesserung von Studienbedingungen und der Ausstattung der Hochschulen
, wurden nicht genügend gewürdigt. Das ausgesprochene, undifferenzierte Verbot läßt an der vorgetragenen Absicht - Wahrung gleicher Chancen für finanziell unterschiedlich ausgestattete Studenten – ernsthafte Zweifel aufkommen. Nach der hier vertretenen Ansicht kann sich die Bundesregierung nicht auf einen Ausnahmefall gemäß Art. 75 II berufen. Die Grenze, nur “allgemeine Grundsätze für das Hochschulwesens” zu erlassen, wurde überschritten. Die Bundesregierung hat keine Kompetenz zum Erlaß des § 1 HRGE
. 

II. Ergebnis

Der § 1 des beanstandeten HRGE ist aufgrund fehlender Gesetzgebungskompetenz des Bundes formell verfassungswidrig.      
B) Verfassungsmäßigkeit von § 2 HRGE

I. Formelle Verfassungsmäßigkeit

1.) Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Art. 87 III GG

Für die Errichtung einer bundeseigenen Hochschule als bundesunmittelbare Körperschaft nach Art. 87 III müßte dem Bund die Gesetzgebungsbefugnis auf dem fraglichen Gebiet zustehen
. Es genügen  sowohl die ausschließliche, die konkurrierende als auch die Rahmengesetzgebungskompetenz
.

a) Grundsätzliche Zuständigkeit der Länder nach Art. 70 GG

Grundsätzlich haben die Länder gemäß Art. 70 I GG das Recht zur Gesetzgebung, sofern nicht eine Bundeszuständigkeit durch das Grundgesetz begründet ist.  Die Art. 71ff. regeln die Fälle, in denen dieses Recht dem Bund zusteht. 

b) Ausschließliche Gesetzgebungszuständigkeit gemäß Art. 71 GG

Aufgrund von § 2 HRGE soll eine bundeseigene und bundesunmittelbare Universität errichtet werden. Es handelt sich demzufolge um eine Materie aus dem Hochschulwesen. Eine ausschließliche Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ist hier nicht anzunehmen, ebenso keine Bundeskompetenz kraft Natur der Sache, keine Annexkompetenz oder Kompetenz kraft Sachzusammenhangs. Insoweit kann auf die Ausführungen unter A. I. 2. verwiesen werden. 

3.) Konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit gemäß Art. 72 GG

Der Kompetenzkatalog der Art. 74, 74a GG  

Um das konkurrierende Gesetzgebungsrecht aus Bundessicht ausüben zu können, müsste sich der zu regelnde Gegenstand unter einen der in Art. 74, 74a und 105 II aufgeführten Kompetenztitel subsumieren lassen. Fraglich ist, ob es sich bei dem vorliegenden HRGE um ein Sachgebiet des Art. 74 I Nr. 13 handelt. Für den hier geprüften § 2 des HRGE käme die zweite Variante in Betracht. Gemäß Art. 74 Nr. 13 2. Variante steht dem Bund die konkurrierende Gesetzgebung für die Förderung der wissenschaftlichen Forschung zu. Diese kann in finanziellen, organisatorischen, planerischen und kontrollierenden Maßnahmen bestehen
. Wesentliches Merkmal von Hochschulen, also auch der von der Bundesregierung geplanten TU, ist nicht nur die zu unterstützende Forschung, sondern auch die Lehre. Für sie hat der Bundesgesetzgeber aber aus Art. 74 Nr. 13 keine grundgesetzliche Kompetenz
. Soweit universitäre Forschung gefördert werden soll, muß der Bund auf seine diesbezügliche Rahmenkompetenz aus Art. 75 I Nr. 1a verwiesen werden
. Diese Beschränkung dürfe nicht über die Kompetenz zur Förderung nach Art. 74 Nr. 13 umgangen werden
. Demzufolge müssen eine Annexkompetenz oder eine Kompetenz kraft Sachzusammenhangs abgelehnt werden. Aufgrund der Bestimmung in Art. 74 Nr. 13 kann der Bund daher keine Hochschulen errichten
. 

4.) Kompetenz zur Rahmengesetzgebung gemäß Art. 75 GG

In Frage käme hier Art. 75 I Nr. 1a, der dem Bund das Recht zur Rahmengesetzgebung für die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens zuerkennt. Hierbei ist fraglich, ob eine Rahmengesetzgebungskompetenz für die Errichtung der in Art. 87 III S. 1 genannten Rechtsträger ausreicht. Zumindest aber sind Rahmengesetzgebungskompetenzen des Bundes in Art. 87 III nicht ausdrücklich ausgeschlossen
. Zudem können für die Errichtung eines in Art. 87 III S. 1 genannten Organisationsträgers nicht die zusätzlichen Voraussetzungen verlangt werden, wie sie für die Inanspruchnahme der materiellen Bundesgesetzgebung gelten
. Dies betrifft namentlich die Erforderlichkeitsklausel in Art. 72 II. Umstritten ist aber in diesem Zusammenhang, ob die Beschränkung der Kompetenz im Bereich des Art. 75 I Nr. 1a auf “allgemeine Grundsätze” es dem Bund gestatte, eine solche Behörde zu errichten. Insoweit kann auf die Auseinandersetzung unter A.I.4.b.cc Bezug genommen werden. Wenn man jedoch im bundesfreundlichsten Fall davon ausgeht, daß auch ein Rahmengesetz bis ins einzelne gehende, unmittelbar für den Bürger wirkende Regelungen enthalten kann, dann müßte die Errichtung einer Bundesbehörde auch durch Rahmengesetz zulässig sein
.  Zumindest wäre eine Anwendung des Art. 87 III nicht ausgeschlossen, wenn es um unmittelbar vollziehbare Rahmenvorschriften geht
. Wie angesprochen, müssen Rahmenvorschriften jedoch darauf angelegt sein, durch Landesgesetze ausgefüllt zu werden
. Zum unmittelbaren Vollzug sind somit landesgesetzliche Regelungen erforderlich. Das entscheidende Problem hierbei ist, daß zur Ausführung landesrechtlicher Regelungen ausschließlich Landesbehörden zuständig sind und die Ausführung von Landesgesetzen durch Bundesbehörden nach dem Grundgesetz schlichtweg ausgeschlossen ist
. Bundesverwaltungsorgane sind nicht in der Lage, Aufgaben zu übernehmen, die als solche landesrechtlich geordnet sind

. Für den Fall der Inanspruchnahme der Rahmenkompetenz durch den Bund entstünde ein Rechtskonglomerat, welches einerseits durch die Rahmengesetzgebung des Bundes, andererseits durch Landesrecht bestimmt wäre. Beides zusammen ergibt kein Bundesrecht, was von Bundesorganen ausgeführt werden kanne
. Selbst die volle Ausnutzung der Rahmen- und Grundsatzkompetenz des Bundes nach Art. 75 I Nr. 1a könnte das materielle Hochschulrecht nicht in Bundesrecht umwandeln. Die geplante bundeseigene Technische Universität wäre bei ihrer Aufgabenerfüllung auf Landesrecht angewiesen. Wie ausgeführt, stünde dies im Widerspruch zum Grundgesetz und wäre somit verfassungswidrig
.  

5.) Zuständigkeit gemäß Art. 91a GG

Gemäß Art. 91a I Nr. 1 wirkt der Bund beim Ausbau und Neubau von Hochschulen mit. Ihm wird sogar in Art. 91a II-IV eine Gesetzgebungszuständigkeit verliehen. Der Neubau von Hochschulen, das geht aus 91a I hervor, ist jedoch alleinige Länderaufgabe. Der Bund hat lediglich ein Mitwirkungsrecht. Entscheidend für eine Gemeinschaftsaufgabe nach Art. 91a ist die gemeinsame Rahmenplanung und die anteilige Finanzierung
. Diese müsse den Ländern einen Kern eigener Aufgaben als “Hausgut” unentziehbar überlassen
. Eine bundeseigene und bundesunmittelbare Körperschaft ließe dafür keinen Raum. Deutlich gegen eine Annahme des Art. 91a spricht zudem, daß ein geplantes Vorhaben, wie die Errichtung einer Technischen Universität, unbedingt der Zustimmung des Landes bedarf, in dem es errichtet werden soll
. Das folgt aus Art. 91a III S.2. Die Landesregierung von S., auf dessen Gebiet die Errichtung dieser Körperschaft vorgesehen ist, wehrt sich allerdings gegen eine solche Einrichtung. Die Möglichkeit zur Errichtung der bundeseigenen TU über Art. 91a entfällt somit
.

6.) Zuständigkeit aus Art. 91b

Fraglich ist, ob die Bundesregierung eventuell aus Art. 91b eine Ermächtigung zur Einrichtung der Technischen Universität hätte. Auch in diesem Fall geht es um ein Zusammenwirken von Bund und Ländern, allerdings als gleichberechtigte Partner
. Aufgrund des Gebotes zu bundesfreundlichem Verhalten, müssen alle Länder in Vereinbarungen mit einbezogen werden
. Eine volle Kostentragung durch den Bund oder die Länder ist nicht zulässig
. Aus diesen Gründen muß die Errichtung der Technischen Universität über Art. 91b scheitern.

II. Ergebnis

Für eine bundesunmittelbare und bundeseigene Technische Universität läßt sich keine gesetzliche Grundlage aus dem Grundgesetz herleiten. Der § 2 HRGE ist somit ebenfalls formell verfassungswidrig
.

2. Aufgabe: In welchem Verfahren könnte die Landesregierung vor dem BVerfG erfolgreich sein ?

Für die Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht gilt das Enumerativprinzip. Das heißt, daß die Zuständigkeit des Gerichts nicht schlechthin bei verfassungsrechtlichen Streitigkeiten gegeben ist, sondern nur bei im Grundgesetz und im BVerfGG ausdrücklich vorgesehenen Verfahrensarten
. Eine Klage vor dem Bundesverfassungsgericht ist also nur dann zulässig, wenn die Zulässigkeitsvoraussetzungen für eines der gesetzlich geregelten Verfahren erfüllt sind.

A) Verfahren der abstrakten Normenkontrolle

Fraglich ist, ob die Landesregierung den Gesetzentwurf im Rahmen einer abstrakten Normenkontrolle gem. Art. 93 I Nr. 2, §§ 13 Nr. 6, 76ff. BVerfGG überprüfen lassen könnte.

1.) Antragsberechtigung

Die Antragsberechtigung bei der abstrakten Normenkontrolle ist in Art. 93 I Nr. 2, § 76 BVerfGG geregelt. Demnach sind die Bundesregierung, eine Landesregierung und ein Drittel der aktuellen Mitgliederzahl des Bundestages antragsberechtigt. Diese Aufzählung ist abschließend
. Die Landesregierung von S. zählt  somit zum Kreis der Antragsberechtigten. Einen direkten Antragsgegner gibt es aufgrund der Funktion der abstrakten Normenkontrolle zur Wahrung objektiven Rechts nicht
.

2.) Antragsgrund

Weitere Zulässigkeitsvoraussetzung der Antragstellung sind gemäß Art. 93 I Nr. 2 Meinungsverschiedenheiten oder Zweifel an der Vereinbarkeit von Normen mit dem Grundgesetz oder sonstigem Bundesrecht
. Die Zweifel oder Meinungsverschiedenheiten können sich sowohl auf die inhaltliche wie auf die formelle Vereinbarkeit (Gesetzgebungskompetenzen) von Recht mit höherrangigem Recht beziehen, d.h. alle denkbaren Nichtigkeitsgründe thematisieren
. 

Die Landesregierung von S. hält den Entwurf für ein neues Hochschulrahmengesetz für verfassungswidrig und strebt deshalb eine gerichtliche Auseinandersetzung an. Sie ist von der Nichtigkeit des Gesetzentwurfs überzeugt. Somit ist auch eine Auseinandersetzung mit der “engeren” Norm des § 76 Nr. 1 BVerfGG nicht nötig. Die Landesregierung von S. hat somit einen Antragsgrund. 

3.) Prüfungsgegenstand

Der abstrakten Normenkontrolle unterliegen als Prüfungsgegenstand ohne Ausnahme alle geltenden Bundesgesetze, das heißt alle vom Bundesgesetzgeber im ordentlichen oder im Verfahren nach Art. 81 bzw. 115c ff.  erlassenen Vorschriften
. Fraglich ist in diesem Zusammenhang, ob ein abstraktes Normenkontrollverfahren auch über noch im Entstehen begriffenes Recht eröffnet werden kann. 

Von einer Mindermeinung wird vertreten, daß dies durchaus möglich und sogar wünschenswert wäre. Eine sogenannte präventive Normenkontrolle durch das Bundesverfassungsgericht wäre, im Sinne der Prävention befürchteter Schäden, der nachträglichen Behebung selbiger vorzuziehen
. Gerichtliche Entscheidungen könnten somit “legislatives Unrecht” verhindern helfen
. Diese Ansicht, mag sie auch aus praktischen Erwägungen durchaus vernünftige Aspekte aufweisen, wird von der überwiegenden Mehrheit in der Rechtsliteratur abgelehnt
. Geeigneter Prüfungsgegenstand der abstrakten Normenkontrolle seien nur rechtlich existente Normen, da noch nicht bestehendes Recht grundsätzlich keine Gefahr für die Beachtung höheren Rechts darstellt
. Rechtlich existent bedeutet nach Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens, also nach Ausfertigung und Verkündung
. Ein Inkrafttreten ist jedoch nicht erforderlich
. Stets wird auf die Grundsatzentscheidung des BVerfG
 verwiesen, die der präventiven Normenkontrolle eine Absage erteilt, weil diese das Gericht “tief in politische Auseinanderstzungen hineinziehen würde”
. Somit wäre auch das Prinzip der Gewaltenteilung gefährdet. Es würde ein Funktionsübergriff der Rechtssprechung in den Bereich der Legislative und Exekutive bedeuten, denn der Verwaltung würde eine allein von ihr zu verantwortende Maßnahme untersagt
. Diese Argumente sind stichhaltig und überzeugen gegenüber den praktischen Erwägungen der Befürworter einer Prävention. Zudem darf nicht außer Acht gelassen werden, daß ein solches Instrument der Kontrolle auch zum Mittel politischer Auseiandersetzung werden könnte. Eine ähnliche Befugnis des BVerfG, die Gutachtenkompetenz in § 97 BVerfGG a.F. wurde vom Gesetzgeber wieder abgeschafft. In besonderen Ausnahmefällen, wie bei Vertragsgesetzen, die eine völkerrechtliche Bindung der Bundesrepublik zur Folge haben, ist eine präventive Normenkontrolle ausnahmsweise zulässig
. Ein solches, völkerrechtlich bindendes Vertragswerk liegt aber offensichtlich nicht vor. Der Entwurf für ein neues Hochschulrahmengesetz stellt somit keinen tauglichen Prüfungsgegenstand der abstrakten Normenkontrolle dar.

Ein Antrag auf abstrakte Normenkontrolle des HRGE wäre mangels tauglichem Prüfungsgegenstand unzulässig
.

B) Kompetenzkontrolle gemäß Art. 93 I Nr. 2a GG

Diese Form der abstrakten Normenkontrolle hat Bedeutung für die Kompetenzstreitigkeiten im Rahmen der konkurrierenden und der Rahmengesetzgebung
. Materieller Prüfungsmaßstab ist hier lediglich Art. 72 II. Jedoch gilt für diese Unterart der abstrakten Normenkontrolle das unter A.3. Gesagte ebenso. Ein entsprechender Antrag wäre unzulässig, da mit dem HRGE kein tauglicher Prüfungsgegenstand vorliegt
. 

C) Verfahren des Bund - Länder – Streits 

Die Landesregierung könnte den HRGE im Rahmen eines Bund-Länder-Streites nach Art. 93 I Nr. 3 GG, §§ 13 Nr.7 , 68ff. BVerfGG prüfen lassen. Im Rahmen des Bund-Länder-Streits entscheidet das BVerfG bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten des Bundes und der Länder, insbesondere bei der Ausführung von Bundesrecht durch die Länder und bei der Ausübung der Bundesaufsicht
. Es handelt sich um ein kontradiktorisches Verfahren, bei dem sich Bund und Länder als Antragsteller und Antragsgegner gegenüberstehen
. Bei Begründetheit stellt das BVerfG die Unvereinbarkeit konkreter Handlungen oder Unterlassungen mit dem Grundgesetz lediglich fest
.

1.) Parteifähigkeit/Prozeßfähigkeit

Beteiligtenfähig sind gemäß § 68 BVerfGG die Bundesregierung für den Bund und die jeweilige Landesregierung für das Land
. Im vorliegenden Fall wäre die Landesregierung von S. Antragsteller, die Bundesregierung Antragsgegner. Folglich läge eine Beteiligenfähigkeit von Antragsteller und Antragsgegner vor. 

2.) Antragsbefugnis

Gegenstand eines Bund-Länder-Streits sind Streitigkeiten im Verhältnis von Bund und Ländern über Rechte und Pflichten der Parteien, die sich aus dem Grundgesetz ergeben müssen
. Insbesondere betrifft das die Kompetenznormen
.

Der Antragsteller muß geltend machen, daß sich eine Verletzung oder unmittelbare Gefährdung seiner verfassungsrechtlichen Rechte als mögliche Rechtsfolge ergibt
. Der Erlaß der angegriffenen Paragraphen des HRGE könnte eine verfassungswidrige Beschneidung der Gesetzgebungskompetenzen des Landes S. bedeuten. Die Landesregierung von S. wäre somit antragsbefugt.

3.) Antragsgegenstand

Gemäß 
§ 69 BVerfGG und § 64 I BVerfGG müssen die Streitigkeiten durch Maßnahmen oder Unterlassungen des Gegners ausgelöst worden sein. Hierbei kommen sowohl Akte als auch Unterlassungen der Gesetzgebung in Frage
. Ein solcher Akt oder eine Unterlassung der Gesetzgebung ist hier nicht ersichtlich. Insoweit sei auf die Ausführungen unter A.3. verwiesen.

Ein Antrag im Bund-Länder-Streit auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des HRGE wäre mangels tauglichem Antragsgegenstand unzulässig.

D)Ergebnis

Anträge der Landesregierung an das Bundesverfassungsgericht, die sich gegen den Gesetzentwurf wenden würden, wären unzulässig.

Hiermit versichere ich, Peter Hense, die vorstehende Arbeit ohne unzulässige Hilfe angefertigt zu haben. 

Regis-Breitingen am 13.12.1998

Peter Hense
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� Wenckstern in Umbach/Clemens, vor 68ff. Rn. 6


� Sturm in Sachs, Art. 93 Rn. 52


� Pieroth in Jarass/Pieroth Art. 93 Rn. 24


� Benda/Klein Rn. 1018


� BVerfGE 42, 103 (113); Sturm in Sachs, Art. 93 Rn. 55


� Pieroth in Jarass/Pieroth Art. 93 Rn. 26


� BVerfGE 1, 114ff.





�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Anmerkungen des Bearbeiters: Diese ihnen vorliegende Arbeit wurde in einer Hau-Ruck-Aktion innerhalb von 12 Tagen und Nächten zustande gebracht. Bis zur Ausgabe der Arbeiten hatte ich ein schlechtes Gefühl und glaubte schon an eine Bewertung unter dem Strich (So wie bei meiner 1. HA). Ich war überrascht und habe mich gefreut wie ein Kind. Unser Professor Degenhart, allen sicherlich bekannt (Staatsrecht I), hat am Tage der Abgabe der Hausarbeit in den DVBl vom Dezember ein Gutachten veröffentlicht, das er für den gemeinsamen Ausschuß zu Studiengebühren erstellte. Das würde ich dem Interessierten zur Lektüre empfehlen. Wenn ihr noch Anregungen, Anmerkungen oder Fragen habt, schickt mir einfach eine Mail. Adresse obenstehend. Viel Spaß beim Lesen und mindestens genauso viel Erfolg bei euren nächsten Arbeiten und Scheinen.


Ciao, Peter Hense.





�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Schön, daß sie die ungeschriebenen Kompetenzen erwähnen, aber prüfen sie besser nach den ausdrücklich im GG aufgezählten


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Richtig, deswegen ist die Prüfung an der Stelle auch nicht (?) angezeigt


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��-(eben oben


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Etwas kurz begründet! Schade, sonst wären sie vielleicht hier zur richtigen Annexkompetenz gekommen (Anm. des Verfassers: Prof. Dr. Degenhart erwähnte in der Nachbesprechung, daß Gebühren laut h.M. regelmäßig auf einer Annexkompetenz gründen, er selbst aber auch kein Problem damit hätte eine direkte Kompetenz – wie ich sie angenommen habe- zu bejahen.)  


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Schön abgehandelt


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Das sehen sie hier falsch


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  �� (Häkchen)


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Sehr schön formuliert


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Vertretbar, da sie sehr bemüht begründet haben


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Schön


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��(Häkchen)


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Schön argumentiert


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Sehr schön


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��(Häkchen)


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Schön begründetes Ergebnis


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��(Häkchen)


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Sehr schön das (P) erkannt und erörtert


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��(Häkchen)


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��(Häkchen)


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��(Häkchen)


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Richtig, die Ausführungen hierzu sind etwas ausführlich


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��(Häkchen)


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Wesentlich: Entwurf begründet noch keine rechtserheblichen Rechte&Pflichten


�SEITE \# "'Seite: '#'�'"  ��Der Bearbeiter gliedert sehr schön und kommt durch akribische Auseinandersetzung mit den Problemen zu richtigen bzw. sehr gut begründeten Lösungen. Insgesamt hinterläßt die Arbeit den Eindruck einer sehr fleißigen Vorarbeit und von Verständnis im Staatsorganisationsrecht. Ergänzend wären noch kurze Ausführungen zur mat. Verfassungsmäßigkeit schön gewesen.


Auch der Gutachtenstil und die Arbeit mit der Literatur sind Herrn Hense geglückt und geben keinen Raum für Beanstandungen. Die Gewichtung der Probleme ist im wesntlichen nur für den Pkt. „Herstellung gleicher Lebensverhältnisse“ zu kritisieren, dem der Bearbeiter wenig Bedeutung zumißt.


				                        15 Pkte. 





